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Der IVB ist ein Zweig der internationalen gewaltfreien Bewegung
International Fellowship of Reconciliation (IFOR). IFOR hat bera-
tenden Status bei ECOSOC und UNESCO. IFOR umfasst ein
Netzwerk von 80 Zweigen und Gruppen auf allen Kontinenten.
www.ifor.org Der Internationale Versöhnungsbund ist

eine Vereinigung von Menschen, die
sich aufgrund ihres religiösen Glaubens 
oder ihrer humanistischen Grundhaltung
zur Gewaltfreiheit als Lebensweg und als Mittel
persönlicher, sozialer und politischer Veränderung bekennen.

I n h a l t Liebe Leserinnen und Leser!

In dieser Ausgabe des Spinnrads konzentrieren wir uns
ganz auf die Internationalität des Versöhnungsbundes
und laden euch ein mit uns gemeinsam Freundinnen
und Freunde, sowie andere Aktivist_innen und die Situ-
ationen in den Ländern, in denen sie leben, kennenzu-
lernen.

Viel wird in der breiten Medienlandschaft über die Situ-
ation in Syrien und im Irak berichtet - wenig bis gar
nichts davon ist gewaltfrei. Der Artikel von Lukas Wank
und Bettina Zangl (S. 3) und die Stellungnahme der Pea-
ce People (S. 6) versuchen einen kritischen Blick auf die
Situation und zeigen auch, dass es vor Ort Menschen
gibt, die für gewaltfreien Widerstand eintreten.

In unserem Schwerpunktland Kolumbien wird das
Leben, das sich die Kleinbäuerinnen und Kleinbauern
aufgebaut haben, durch den Bergbau bedroht. Darüber
zu berichten weiß die Koordinatorin der FOR Peace Pre-
cence Colombia, Candice Camargo, die von Irmgard
Ehrenberger interviewt wurde (S. 11).

Weniger präsent in den Medien sind die anderen Länder
um die es in diesem Spinnrad geht. Und dennoch sind
wir mit jenen verbunden, die sich in den diversen Ecken
der Welt um ein friedliches Miteinander bemühen und
sich gegen Krieg und Gewalt aussprechen. Besonders
bewusst wird uns das immer, wenn wir mit anderen
Menschen aus der IFOR-Familie zusammentreffen, wie
es diesen Sommer bei der 100-Jahr-Feier des Versöh-
nungsbundes (siehe dazu Bericht S. 16) und dem
anschließenden “Council” (siehe S. 18) in Konstanz der
Fall war. David Niyonzima aus Burundi und Luciani  Jos’-
oint aus Madagaskar berichten auf S. 7 und S. 10 darü-
ber, wie sie sich in ihren Organisationen für nachhalti-
ge, gewaltfreie Versöhnung einsetzen - trotz der
Gewalt, mit der sie sich immer wieder konfrontiert
sehen. Wir sind ihnen, und allen Menschen, die am Frie-
den arbeiten, dankbar!

Lucia Hämmerle
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D
ie Weltgemeinschaft er-
schaudert angesichts der
Veröffentlichung der Ent-

hauptungsvideos von entführten
ausländischen Journalisten. Die
Akteur_innen des Islamischen
Staates im Irak und Großsyrien
rekrutieren unzählige Kämpfer
_innen aus der ganzen Welt und
der Zulauf scheint anhaltend stark
zu sein. Wie konnte der Islamische
Staat innerhalb kurzer Zeit so viel
an Kraft gewinnen? Wer finanziert
den Kampf und wer steckt eigent-
lich hinter dem IS? Gibt es noch
Akteur_innen des gewaltfreien Wi-
derstands, die sich dem IS ent-
gegensetzen?

Ursprünglich wurde die sunnitische
Organisation, die in der Zwischen-
zeit oftmals ihren Namen geändert
hat, 2004 von Abu Musab az-Zar-
qawi gegründet. Der IS ist jedoch
nicht mit dem Islam gleichzusetzen,
sondern eine moderne, faschisti-
sche Organisation, die sich, be-
dingt durch unzählige Faktoren wie
die US-Invasion, ein lokales Macht-
vakuum, mangelnde Unterstützung
der zivilen, säkularen oder auch
moderat-islamischen Gruppen in
Syrien etc., ausbreiten konnte.
Musab az-Zarqawi war ein Mitglied
der Al-Qaida im Irak (AQI) und bis
zu seiner Tötung 2006 durch US-
Spezialkräfte verantwortlich für
zahlreiche Anschläge im Irak. In
den Jahren 2007 und 2008 verüb-
ten die IS-Anhänger_innen zahlrei-
che Selbstmordanschläge, bei de-
nen über 1800 Personen getötet
wurden. Mossul, die zweitgrößte
Stadt im Irak, wurde seit 2008 ver-
mehrt das Ziel für Anschläge des
IS. Im Juni dieses Jahres wurde
Mossul schlussendlich eingenom-

men und sogleich zur Hauptstadt
erklärt. Bakr al-Baghdadi erklärte
sich 2010 zum Anführer der Orga-
nisation und ist mittlerweile zu
einem der meistgesuchten interna-
tionalen Terroristen aufgestiegen.
Die AQI hat am Beginn des Jahres
2012 zum vereinten Kampf gegen
das Assad-Regime in Syrien aufge-
rufen. Fortan beteiligten sich der
IS, aber auch die Al Nusra-Front im
syrischen Bürgerkrieg. (1)

Im April 2013 wurde zunächst die
Vereinigung der beiden Organisa-
tionen erklärt. Der Zusammen-
schluss wurde jedoch von der Al-
Nusra Front bestritten. Nach eini-
gen Unstimmigkeiten ging aus der
AQI und den syrischen Vertretern
ISIS (Islamischer Staat im Irak und
in Syrien) hervor. Dies führte
wiederum zu Streitigkeiten mit der
Al-Qaida-Führung, weil der ehrgei-
zige al-Baghdadi den Machtbereich
des ISIS nicht regional einschrän-
ken wollte. Aiman az-Zawahiri (2)
postulierte dagegen: „Betreibst du
den Jihad überall, betreibst du ihn
nirgendwo“, wonach eine Konzen-
tration der einzelnen Organisatio-
nen auf genau abgegrenzte Opera-
tionsgebiete stattfinden soll, um
möglichst große Wirksamkeit zu
erzielen. Die von Al-Qaida abwei-
chenden theologischen Positionen
des ISIS haben sich nach Ansicht
von Beobachter_innen erst nach
dem Bruch entwickelt, auch um
diesen Bruch zu legitimieren. Dar-
auf aufbauend und nach dem lan-
gen Kampf im Untergrund ernannte
sich Bakr al-Baghdadi am Beginn
des Ramadans 2014 selbst zum
Kalifen und Imam für alle Muslime
und Musliminnen weltweit. Mittler-
weile kämpft der IS im syrischen

Bürgerkrieg nicht nur gegen die
syrische Regierung, sondern auch
gegen die Freie Syrische Armee
(FSA), kurdische Gruppen und
andere bewaffnete Gruppierungen.
Außerdem wurde die Organisation
ISIS kurzer Hand in Islamischer
Staat (IS) umbenannt. Das erklärte
Endziel des Kalifats ist die Bildung
eines grenzübergreifenden islami-
schen Staats. Somit verlieren alle
anderen muslimischen Staaten ihre
Legitimation und Bedeutung. Die
letztgültige Grenze des islamischen
Reichs wurde in einer geographi-
schen Karte veröffentlicht und
erstreckt sich über Spanien bis
nach Ungarn. Auch Indonesien,
Indien, Sibirien und große Teile von
Afrika sollen in Zukunft Teil des
Kalifats werden. 

Die derzeitige Gebietskontrolle er-
streckt sich jedoch „nur” auf nord-
westliche Gebiete im Irak sowie
östliche Teile von Syrien. Wichtige
Städte wie Mossul und Tikrit stehen
nicht nur unter der Kontrolle des IS,
sondern es wurden die Infrastruktur
und Erdölfelder vereinnahmt und
zahlreiche Banken und Geschäfte
geplündert. Laut Human Rights
Watch wurden in Tikrit bei Massen-
exekutionen zwischen 560 und 770
Iraker_innen von Anhänger _innen
des IS getötet. Kurdische Truppen
versuchen gemeinsam mit US-
Kräften die Stadt Mossul zurückzu-
erobern. Mitte August konnten sie
den strategisch wichtigen Mossul-
Staudamm wieder einnehmen.
Derzeit wird die Größe des einge-
nommen Gebietes des IS auf die
Größe von Ungarn geschätzt.

Ein Ziel des IS ist es, die festgeleg-
ten Grenzen des Sykes-Picot-

Von der Gewaltfreiheit zur Gewalt
Die syrische Revolution im Würgegriff des Islamischen Staates

von Lukas Wank und Bettina Zangl

Syrien
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Abkommens (3) zu durchbrechen.
Einige Grenzposten zwischen dem
Irak und Syrien wurden vom IS
gesprengt um das Anliegen zu ver-
deutlichen. Die Propagandavideos
des IS, die sich vor allem virtuell
schnell verbreiten, unterstützen ihn
bei der Rekrutierung von auslän-
dischen Kämpfer_innen und erhö-
hen die sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen der Weltgemein-
schaft. Die intensive Berichterstat-
tung in den Medien sowie die Ver-
öffentlichung von brutalen Ent-
hauptungsvideos fördern den Be-
kanntheitsgrad in der Welt. Die
bewusst eingesetzte bildliche Sym-
bolsprache nutzt der Islamische
Staat somit geschickt für die Ver-
breitung seiner Ideologie. Die inter-
nen Strukturen und Hierarchien der
Organisation sind trotzdem weitge-
hend unbekannt geblieben. Die
Folgen - von kurzer Hand geplante
Maßnahmen - sind ohne diese
internen Kenntnisse kaum von den
europäischen und amerikanischen
Sicherheitsapparaten einzuschät-
zen. Die mittlerweile etablierte fi-
nanzielle Unabhängigkeit gibt der
Organisation einen großen Spiel-
raum an Möglichkeiten. Die schii-
tische Regierung des Irak wirft der
Regierung von Saudi Arabien die
finanzielle Unterstützung des IS
vor, die das jedoch vehement
dementiert. Auch die Unterstützung
durch andere Golfstaaten wie
Katar, Kuwait, die Vereinigten Ara-
bischen Emirate sowie durch priva-
te Geschäftsleute wird von ver-
schiedenen Seiten vermutet. Die
Motivation soll darin liegen, dass
der Großteil der syrischen Bevölke-
rung den Sunnit _innen angehört.
Das Regime von Assad gehört
jedoch der Minderheit der Alawit
_innen an, die wiederum dem schi-
itischen Islam angehören. Durch
die Plünderung der Zentralbank in
Mossul konnten 429 Millionen Dol-
lar erbeutet werden. Laut Higgins,
einem britischen Syrien-Blogger,
“könne der IS 60.000 Kämpfern ein
Jahr lang jeden Monat 600 Dollar

zahlen." Steuereinnahmen von der
Bevölkerung wie zum Beispiel in
Raqqa im Nordosten von Syrien
bringen zusätzliche Einnahmen,
sowie auch der illegale Verkauf von
Rohöl ins Ausland. Dem IS sollen
nach Schätzungen ungefähr zwei
Milliarden Dollar für seine Tätigkei-
ten zur Verfügung stehen. Die
genauen Quellen dafür sind um-
stritten. 

Militärisch stellt der IS ein Hybrid-
konzept dar, indem er konventio-
nelle Kriegsführung und Stabsar-
beit durch sunnitische Offiziere der
alten irakischen Armee unter Sad-
dam Hussein, Guerilla-Kriegsfüh-
rung und terroristische Elemente
vereint. Das Modell baut jedoch auf
konstanten militärischen Zugewin-
nen auf. Diese Zugewinne sind
aber nur möglich, solange die iraki-
schen Sicherheitskräfte - oder de-
ren Koalitionspartner_innen - kei-
nen maßgeblichen Widerstand lei-
sten. Der Führungsanspruch des
IS beruht demnach zu einem gro-
ßen Teil auf dem Versagen der
Sicherheitsapparate in Syrien und
im Irak, also auf militärischer Über-
legenheit. Die militärisch gerahmte,
ideologische Machtkomponente
des IS schafft es durch permanen-
te Verzückung, durch eine fremd
anmutende Religiosität zwischen
Vernunft und Wahnsinn, das neu
entstandene Kalifat vor dem Zerfall
zu bewahren.

Der Widerstand gegen den IS wird
trotz des mangelnden Interesses
der Medien auch noch auf gewalt-
freier Ebene ausgetragen. Ein Bei-
spiel dafür ist die landesweite syri-
sche Plakat-Kampagne des Deve-
lopmental Interaction-Netzwerks
unter dem Motto „Kommt uns besu-
chen, aber ohne Waffen”. Syrische
Aktivist_innen werben einerseits
gegen eine externe, militärische
Einmischung, aber auch für die
Geschlossenheit der zivilen Oppo-
sition. Die Kampagne soll landes-
weit Aktivist_innen wieder vernet-

zen und die Fragmentierung des
zivilen Aktivismus stoppen. Auch
die Initiative „Adopt a Revolution:
FREIHEIT BRAUCHT BEISTAND“,
ein Aufruf zur Unterstützung des
zivilen Widerstandes in Syrien, ver-
sucht trotz der begrenzten Möglich-
keiten das zivilgesellschaftliche
Engagement der unbewaffneten
lokalen Basiskomitees in Syrien zu
unterstützen. An dieser Stelle wird
die Frage aufgeworfen, ob man
sich kurzfristig der Gewalt des
IS mit gewaltfreiem Widerstand
überhaupt erfolgreich widersetzen
kann. Hier braucht es eine Analyse
der Ursachen der Gewalt und eine
Unterstützung der noch verbleiben-
den gewaltfreien Gruppierungen.
Die Wirksamkeit einer Entsendung
von Waffen in die Krisengebiete
scheint im Hinblick auf eine Lang-
zeitlösung im Sinne des gewalt-
freien Widerstandes fragwürdig.

Ob die Luftschläge den IS längerfri-
stig schwächen können und ob
noch mehr militärischer Druck von
außen aufgebaut wird, wird sich
erst herausstellen. Durch die Luft-
schläge der syrischen und iraki-
schen Luftwaffe im September ge-
gen die Hochburgen des IS wurden
zahlreiche Zivilist_innen getötet.
Umstritten ist noch die Positionie-
rung der Türkei, ungeachtet der
erfolgreichen Befreiung der 49 tür-
kischen Diplomat_innen, die in
Mossul als Geiseln gehalten wor-
den waren. Die Sicherung der
Grenzgebiete zwischen der Türkei
und Syrien erscheint trotz verstärk-
ter Sicherheitsmaßnahmen als
nicht effizient. Somit können weiter-
hin zahlreiche Sympathisant_innen
aus dem Ausland mit wenig Auf-
wand über die Grenzen nach Syri-
en gelangen um sich an den
Kampfhandlungen zu beteiligen.
Die europäischen Staaten sind von
der Brutalität des IS und der Anzie-
hungskraft für ihre Staatsbür-
ger_innen überrumpelt worden.
Die geplante Kriminalisierung von
heimkehrenden Kämpfer_innen

Spinnrad 3 / 20144
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oder die kurzfristige Festnahme
von Kämpfer_innen vor der Ausrei-
se nach Syrien sind nur erste
Reaktionen darauf. Eine tiefer
gehende Beschäftigung mit den
Gründen für diesen Wunsch zahl-
reicher westlicher Bürger_innen,
sich am Bürgerkrieg in Syrien zu
beteiligen, ist notwendig um nicht
unbedacht mehr Unheil anzurich-
ten. Als Reaktion Sicherheitsdien-
ste in Europa personell zu verstär-
ken und heimkehrende - sowie
potentielle – Kämpfer_innen zu kri-
minalisieren, kann auf Dauer mehr
negative Effekte mit sich bringen
als positive erzeugt werden.

Lukas Wank und Bettina Zangl sind
Absolvent_innen des Studiums der
Internationalen Entwicklung. Lukas
Wank arbeitet am Institut für Frie-
denssicherung und Konfliktma-
nagement in Wien und ist Leiter
des Netzwerks Shabka.org. Bettina
Zangl arbeitet bei der Caritas
Steiermark im Bereich Integration &
Interkultur.

(1) Die Al Nusra Front ist auch der
AQI anhängig und kämpft im
Widerstand gegen das syrische
Regime, aber auch teilweise gegen
die Freie Syrische Armee (FSA)
und kurdische Gruppierungen. Zu
den kurzfristigen Zielen der Organi-
sation gehören die Vernichtung des
Assad-Regimes und die Bekämp-
fung der christlichen und alawiti-
schen Minderheiten. Die Gründung
eines Kalifats in der Region wurde
ebenso als Endziel definiert. Die
Mitglieder in der Organisation sind
vor allem syrisch - und ihre Zahl
wird von verschiedenen Seiten auf
ca. 6000 geschätzt. Die Anwerbung
der Mitglieder funktioniert auch
über diverse Onlinekanäle. Sie ver-
fügt über ein eigenes Medien-Netz-
werk, „Weißes Minarett“ genannt,
wo mit eigenen Videobotschaften
für den vereinten Kampf geworben
wird.

(2) Aiman az-Zawahiri ist seit dem
Tod von Osama bin Laden der
Anführer von al-Qaida. Früher war
er auch Anführer der Organisation
al-Dschihad. Er gilt als einer der
meistgesuchten Terroristen und es
wurde ein Kopfgeld von über 25
Millionen US-Dollar auf ihn ausge-
setzt. Anfang 2014 rief er zum ver-

einten Kampf der beteiligten sunni-
tischen Organisationen gegen das
Regime von Assad in Syrien auf.
Die Kampfhandlungen untereinan-
der sollten beendet werden um das
gemeinsame Ziel vereint und nicht
geschwächt zu erreichen.

(3) Die Regierungen von Großbri-
tannien und Frankreich haben
durch das geheime Sykes-Picot-
Abkommen 1916 eine Übereinkunft
über ihre kolonialen Interessensge-
biete im Nahen Osten nach der
Zerschlagung des Osmanischen
Reiches festgelegt.

5   Spinnrad 3 / 2014

„Der Kampf der Menschen aus
Syrien ist noch nicht zu Ende.
Das Leiden des syrischen Volkes
hat seinen Höhepunkt in der Ver-
wandlung Syriens in eine Bühne
für regionale und internationale
Kämpfe erreicht. Dies manifes-
tiert sich am deutlichsten im
Zustrom ausländischer Kämpfer,
um den Sieg einer der involvier-
ten Parteien oder die Imple-
mentierung ihrer Agenden auf 
syrischem Boden umzusetzen.
#Touristen_ohne_Waffen ist eine
Kampagne, die darauf abzielt, die
syrische Stimme, die die Einmi-
schung ausländischer Kämpfer in
ihrem Land ablehnt, in einem
Krieg, der den ersehnten Traum
von Freiheit und Würde in die
Ferne schiebt, hörbar zu machen.
Das Developmental Interaction
Network hat diese Kampagne in
Syrien und in der ganzen Welt
initiiert, zunächst und zuoberst
als Nachricht der Menschen in
Syrien an sich selbst, aber auch
und ganz besonders an die aus-
ländischen Kämpfer und zu guter
Letzt an die Welt. Das DIN ruft
alle Kräfte, die an die zivile Arbeit
glauben, zur Teilnahme und zur
Verbreitung der Kampagne an
alle, die sich solidarisch mit dem
Kampf der Menschen in Syrien
erklären, auf.”

Quelle: www.din-sy.net

Kampagnenplakat “Urlauber ohne Waffen”, 
Quelle: www.facebook.com

Syrien
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Die USA und Großbritannien ver-
übten zwischen 1990 und 2012
Genozid an der irakischen Bevöl-
kerung, wobei 3.3 Millionen Men-
schen, darunter 750.000 Kinder,
durch Sanktionen und Krieg getötet
wurden.

A
m 11. September 2014, dem
Jahrestag der 9/11 Anschlä-
ge, versprach US-Präsident

Obama der Welt, und besonders
den Menschen im Irak und in
Syrien, noch mehr Krieg, als er
erklärte, dass er zusammen mit
seinen Koalitionspartner_innen alle
Anhänger_innen des ISIS im Irak,
in Syrien oder wo auf der Welt auch
immer sie sich befänden, töten
würde. Er beschrieb ISIS als
Krebszellen und versprach, dass
sie alle vernichtet werden würden.
Seine Rede war ernüchternd und
hatte den gewünschten Effekt, uns
alle daran zu erinnern, wie tief die
amerikanische Administration und
ihre Koalition moralisch und intel-
lektuell gesunken sind.

Es ist kriminell, dass der Präsident
das Faktum ignoriert, dass die
USA, Großbritannien und die
NATO an der irakischen Bevölke-
rung zwischen 1990 und 2012
einen Genozid verübt haben, bei
dem 3.3 Millionen Menschen, dar-
unter 750.000 irakische Kinder,
durch Sanktionen und Krieg getötet
wurden, wobei die nachfolgenden
Kriege von USA und NATO gegen
Afghanistan, Libyen und den Su-
dan, und die versuchten und gut
finanzierten Bemühungen Syrien
durch einen Stellvertreterkrieg zu
zerstören, hier noch nicht inkludiert
sind. Der Krieg im Irak (wie auch
der Krieg, den Israel gegen Gaza

führt) entspricht der klassischen
Definition eines Genozids. Diese
frühere und gegenwärtige Außen-
politik der militärischen Aggression
bricht alle internationalen Gesetze,
was der Präsident jedoch nicht
erwähnt, und wird nur zu noch
mehr Morden und Hass auf den
Westen führen.

Dass die US-Administration plant
die militärischen Angriffe im Irak
und in Syrien zu eskalieren und die
finanzielle Unterstützung zu erhö-
hen, sowie das Training für „mode-
rate Rebellen“ zu verstärken, ist ein
Verrat an jenen Menschen, die in
diesen Ländern mit friedlichen und
gewaltfreien Mitteln versuchen die
Probleme ohne Waffen und Gewalt
zu lösen. Wenn die USA ISIS auf-
halten wollen, können sie die finan-
zielle Unterstützung und Waffenlie-
ferungen einstellen, die von den
Allierten der USA, Saudi Arabien,
Katar, der Türkei und anderen,
sowie den USA selbst, durch Mit-

telsleute wie die syrischen „Rebel-
len“, kommen. Es sind die USA und
ihre Verbündeten, die die Umstän-
de geschaffen, Geldmittel zur Ver-
fügung gestellt und das Wachstum
dieser reaktionären jihadistischen
Organisation ermöglicht haben.
Wenn die USA und Großbritannien
ISIS wirklich stoppen wollen, soll-
ten sie mit der syrischen Regierung
zusammenarbeiten, jenen helfen,
die Opfer des ISIS geworden sind
und syrische Friedens- und Ver-
söhnungsinitiativen, die sich dafür
einsetzen die Gewalt zu beenden
und nachhaltige Veränderung in
ihrem Land zu schaffen, unterstüt-
zen.

Laut internationalem Recht sind die
Luftangriffe der US-Administration
gegen ISIS in Syrien und die stei-
gende finanzielle Unterstützung der
“moderaten Rebellen” illegal, ge-
nauso wie es illeagl ist, dass die
USA finanzielle Unterstützung, mili-
tärische Ausbildung, Waffenliefe-

Zur Lage in Syrien und im Irak
von Mairead Maguire

Mairead Maguire ist Mitglied des Versöhnungsbundes in Nordirland und im
TRANSCEND Network for Peace, Development and Environment. 1976
wurde ihr der Friedensnobelpreis für ihre Friedensarbeit in Nordirland ver-
liehen.                                             Foto: Jérôme Peraya

Syrien
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rungen und Koordination für den
Sturz des Regimes eines souve-
ränen Staates zur Verfügung stel-
len. Außerdem gehört der Luftraum
jedes Staates ihm selbst und die
USA müssen, um über Syrien zu
fliegen, eine Berechtigung von
Syrien einholen (Israel fliegt über
und bombadiert weiterhin illegaler
Weise Syrien).

Ich habe den Irak vor dem zweiten
Irakkrieg und Syrien 2013 und
2014 besucht und gesehen, dass
es in beiden Ländern mutige und
couragierte Menschen gibt, die ver-
suchen ihre Probleme (in Syrien
ein Stellvertreterkrieg mit ausländi-
schen Jhihadist _innen) durch Frie-
de und Versöhnung zu lösen. In
Syrien baten sie darum, dass es
keine ausländische Einmischung
und Aggression gegen ihr Land
gibt, da dies ihre Lage verschlech-
tern statt verbessern würde. Laut
Internationalem Recht sollte die
US-amerikanische Regierung, die
NATO und alle Kräfte der Koalition
diese Wünsche der Menschen im
Nahen Osten und Syrien respektie-
ren und anerkennen, dass es der
syrischen Bevölkerung obliegt, ihre
Regierung zu modifizieren oder zu
ändern, und nicht den USA, Saudi
Arabien oder der NATO. Die Been-
digung von Militarisierung und
Krieg ist möglich und die Wie-
derherstellung von Gerechtigkeit,
Menschenrechten und Würde für
alle Menschen wird Frieden schaf-
fen. Wir alle sollten alles in unserer
Macht stehende tun um Wider-
stand zu leisten und diesen neue-
sten Ruf nach Krieg zu stoppen
und unsere Regierungen dazu auf-
fordern sich aus der von den USA
geführten Koalition des Krieges
zurückzuziehen.

Presseaussendung der Peace
People www.peacepeople.com

D
as Land Burundi ist ein
Binnenstaat, eingeschlos-
sen von der Demokrati-

schen Republik Kongo, Ruanda
und Tanzania. Burundi ist hügelig
bzw. gebirgig, mit einigen Ebenen
und einem Hochplateau im Osten.

In der Vergangenheit gab es in
Burundi immer wieder Unruhen
zwischen den beiden größten Be-
völkerungsgruppen, den Hutus und
den Tutsis. Bis in die späten 1990er
Jahre verübten diese Gruppen
immer wieder Massaker gegenein-
ander. Obwohl der Friedenspro-
zess offiziell 2009 abgeschlossen
wurde, regieren immer noch Miss-
trauen und Argwohn die politische
Landschaft, die ihren Ausdruck
diesmal in der Zugehörigkeit zu
politischen Parteien finden.

Viele Probleme, z.B. in Zusammen-
hang mit Landbesitz, Bildung
und Arbeitslosigkeit, werden aus-
schließlich aus dem Blickwinkel der
Parteizugehörigkeit und unter dem
Fokus, wie man von der anderen
Seite behandelt wird, betrachtet.
Die Parteien führen einen andau-
ernden Kampf um die politische
Oberhand zu bekommen. Obwohl
von der Regierung eine Menschen-
rechtskommission einberufen wur-
de, kann dem „Human Rights
Watch“ - Bericht von 2013 entnom-
men werden, dass die strafrechtli-
che Verfolgung von Menschen-
rechtsverletzungen mangelhaft ist
und oft gar nicht stattfindet.

Nach dem Genozid 1994 in Ruan-
da beschäftigte sich die internatio-
nale Gemeinschaft nur wenig mit
den Ereignissen in Burundi. Den-
noch starben in dem lang andau-
ernden Konflikt in Burundi 300.000
Menschen, noch mehr wurden ver-

wundet und hunderttausende
mussten fliehen oder wurden ver-
trieben. Obwohl ein bedeutender
Prozess in Richtung anhaltenden
Friedens in Gang gesetzt wurde,
als am 26. August 2005 eine neue
demokratische Regierung ihre Ar-
beit aufnahm, bleibt Burundi das
drittärmste Land der Welt mit einem
jährlichen Pro-Kopf-Einkommen
von nur $140. Dennoch, mit der
Unterstützung der Vereinten Natio-
nen und vieler NGOs, hat Burundi
gezeigt, dass es nach Jahren des
Konflikts eine stabile, friedliche
Regierung einsetzen kann.

Burundi kann als Beispiel für beein-
druckende Lektionen zum Fort-
schritt in der Region gesehen wer-
den, aber diese positive Entwick-
lung läuft Gefahr von Überschwem-
mungen, Hungersnöten und dem
Druck, der durch zurückkehrende
Flüchtlinge und demobilisierte Re-
bell_innen entsteht, überschattet
zu werden. Um eine Rückkehr
zum Blutvergießen zu verhindern
braucht es dringend heute schon
Unterstützung, besonders um je-
nen beim Heilungsprozess zu hel-
fen, die aus Gefechten zurückge-
kehrt sind. Ihre Wiedereingliede-
rung in die Gesellschaft war bisher
sehr instabil und es braucht drin-
gend mehr Engagement um den
ehemaligen Kämpferinnen und
Kämpfern Alternativen zur Gewalt
näherzubringen.

Das Arusha Peace and Reconcilia-
tion Agreement (August 2000) for-
dert die Schaffung einer Wahrheits-
und Versöhnungskomission (Truth
and Reconciliation Commission –
TRC) als obersten Übergangsme-
chanismus zu Gerechtigkeit um mit
Burundis Geschichte von politi-
scher und genozidaler Gewalt um-
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zugehen. Das Arusha Peace and
Reconciliation Agreement führte
auch zur Teilung der politischen
Macht, UN-Friedensmissionen und
erhöhter Aufmerksamkeit von Sei-
ten der UN-Peacebuilding-Kom-
mission. 

Staatscoups und Gewalt gab es
auch, nachdem das Abkommen
unterzeichnet worden war, aber
seit 2005 haben die Friedensbemü-
hungen in Burundi ein gewisses
Maß an Stabilität, Recht und Ord-
nung gebracht. Entwicklung jedoch
findet wenig statt, die ethnischen
und politischen Spannungen, wel-
che die Gewalt hervorbrachten,
wurden nicht direkt behandelt. Das
Gesetz betreffend der TRC wurde
am 15. Mai 2014 bekannt gemacht,
bisher wurden jedoch noch keine
Kommissar_innen nominiert. Die
Vereinbarung zur Teilung der
Macht, die derzeit in Kraft ist, hat
eine Regierung hervorgebracht,

deren Mitglieder die Implikationen
des nationalen Übergangs-Gerech-
tigkeits-Prozesses, sollte er wie
geplant stattfinden, fürchten.

Trauma Healing and Reconciliation
Services (THARS – assoziiertes
Mitglied des Versöhnungsbundes)
nimmt an, dass die Zyklen der
Gewalt in Burundi durch Zyklen von
nicht geheilten und nicht addres-
sierten Traumata aufrecht erhalten
werden, und versucht im Friedens-
prozess und bei der Entwicklung
durch Programme für Gemein-
schaften in den Bereichen Heilung
von Traumata und Versöhnung im
ländlichen Burundi einen Beitrag zu
leisten. Dabei wird untersucht, wie
psychosoziale Interventionen psy-
chologisches Wohlbefinden, Be-
lastbarkeit und nachhaltige Le-
bensgrundlagen fördern. Außer-
dem gibt es einen Fokus darauf,
wie diese Interventionen auf alle
Teile der Bevölkerung ausgeweitet

werden können; im Besonderen
geht es hier um Männer und frühe-
re Kämpfer und Kämpferinnen, die
zur Zeit in diesen Programmen
unterrepräsentiert sind.

THARS‘ Ansatz zur Heilung von
Traumata und Versöhnung in
einem Land, in dem beinahe die
ganze Bevölkerung traumatisiert
ist, begann mit Bewusstseinsschaf-
fung, Sensibilisierung und dem
Versuch, Hoffnung für mögliche
Veränderung zu geben. Diese Stra-
tegie beinhaltete Zusammenarbeit
mit Radio Talk-Shows und die Ver-
teilung von Stiften, Stofftaschen,
Flugblättern, Lesezeichen und
Rundbriefen zu den Themen Trau-
ma und Heilung. Der Gründer von
THARS, David Niyonzima, entwick-
elte eine einfache Methode des
aktiven Zuhörens, die es Men-
schen ermöglicht ihre Geschichten
in Kleingruppen zu erzählen, ihr
Leid und ihren Kummer zu teilen,
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ohne dass Expertinnen und Exper-
ten sie beurteilen oder versuchen
sie zu „reparieren“. Der Prozess
fördert Respekt und erhöht das
Selbstwertgefühl, behandelt alle als
gleichberechtigt und unterstützt so
den Heilungsvorgang.

Als wichtige Ergänzung zur Metho-
de des aktiven Zuhörens unter-
streicht THARS die Bedeutung von
Selbständigkeit, Übernahme von
Verantwortung und Autonomie in
seinen Programmen. Diese bein-
halten Unterstützung für Frauen,
die Opfer von kriegsbedingten
Gewalttaten wurden, und die nun
handwerkliche Gegenstände her-
stellen um diese zu verkaufen. So
wird der Heilungsprozess mit einer
Ausbildung, die für den Erwerb von
Existenzgrundlagen nötig ist, ver-
knüpft. Selbsthilfegruppen, basie-
rend auf den Säulen von sozialem,
wirtschaftlichem und politischem
Empowerment, helfen den ärmsten
Frauen dabei ihr Potential zu ver-
wirklichen. Zusätzlich zur gemein-
schaftlichen Unterstützung, durch
die sie ihre eigenen Lebensum-
stände und die ihrer Kinder verbes-
sern können, werden sie auch
befähigt ihre politischen Rechte
kennenzulernen und auszuüben,
indem sie Politiker_innen zur Ver-
antwortung ziehen.

Weitere Programme sind z.B. die
Rettung und Reintegration von
gefährdeten Kindern und ihre Teil-
nahme an gemeinschaftlichen Trai-
nings, die Entwicklung eines Curri-
culums für die Heilung von Trauma-
ta und Konflikttransformation, so-
wie die Ausbildung lokaler Frie-
denspartnerschaften von Gemein-
den. Frieden und Versöhnung wer-
den als gemeinsame Bestrebungen
verstanden. THARS entwickelte
ebenfalls das „Alternative to Violen-
ce Program (AVP)“ (dt. Alternative
zur Gewalt), bei dem die Teilneh-
mer_innen in Workshops dazu
ermutigt werden ihre Erfahrungen
zum Ausdruck zu bringen und ler-

nen Frieden durch Konflikttransfor-
mation und Techniken der Gewalt-
prävention zu fördern. Die Ange-
stellten von THARS sowie einige
Führungspersönlichkeiten in den
Gemeinden wurden als Modera-
tor_innen ausgebildet und versu-
chen ihre Fähigkeiten so anzuwen-
den, dass sie ihre Kenntnisse
weitergeben und zusätzliche Trai-
ner_innen für lokale Gemeinden
ausbilden.

THARS führte Programme zur
Reintegration von Jugendlichen
und früheren Kämpfer_innen durch
und lädt dazu ein, diese Bemühun-
gen um einen anhaltenden Frieden
in Burundi durch das „Alternatives
to Violence Program” und seine
psy-chosozialen Initiativen zu un-
terstützen.

David Niyonzima ist Quäker und-
Geschäftsführer der Organisation
„Trauma Healing and Reconcilia-
tion Services” in Burundi.
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Viele Jugendliche und junge Erwachsene in Burundi, darunter auch frü-
here Kämpferinnen und Kämpfer, sind als Jugendorganisationen der
Regierungs- und Oppositionsparteien organisiert. Die Dreistigkeit dieser
Jugendorganisationen ist eine Folge der Privilegien, die ihnen die jewei-
ligen Parteien zukommen lassen. Zeitweise agieren sie sogar so, als
wären sie eine alternative Polizeitruppe. Waffenbesitz ist für die Gruppen
derzeit illegal, aber diese Situation könnte sich bei einem Zusammen-
bruch des politischen Prozesses und der Machtstrukturen sofort ändern.
Diese Situation ist höchst alarmierend und gefährlich für die Nation, die
sich auf die Wahlen 2015 vorbereitet.

Streitigkeiten zwischen den Jugendfraktionen tendieren dazu hitzig zu
werden. Es braucht dann nur wenig um durch einen kleinen Funken
Kämpfe und in der Folge die Wiederbewaffnung vieler dieser Jugend-
lichen auszulösen.Gewaltprävention beruht auf intensiver Intervention,
die auch direkte Arbeit mit jungen Menschen in den Bereichen Trauma-
heilung in Bezug auf vergangene Gewalt und Workshops zu gewaltfreien
Alternativen beinhaltet, wie sie THARS anbietet.

Für die Durchführung möglichst vieler solcher Workshops “Alternativen
zur Gewalt” kann THARS geeignetes Personal stellen, allerdings fehlt oft
das Geld für die Organisation der Workshops und die Versorgung der
Teilnehmer_innen. Der Versöhnungsbund versucht durch Spenden eini-
ge dieser Workshops zu finanzieren, um so konkret einen Beitrag zu
nachhaltiger Gewaltprävention zu leisten. 

Wir bitten Sie daher um Spenden für solche Workshops unter dem Kenn-
wort „Burundi“ auf unser Konto! 

Kontoinformation: Internationaler Versöhnungsbund; 
IBAN: AT94 6000 0000 9202 2553   BIC: OPSKATWW

Trauma Healing and Reconcilia-
tion Services arbeitet seit 2002 in
Burundi für nachhaltige Versöh-

nung und Frieden
www.thars.org

Burundi
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„Unsere Analyse versteht sich als
unparteiisch und verfolgt nicht das
Ziel, eine negative Bilanz des
aktuellen Regimes zu ziehen oder
dieses zu kritisieren, sondern will
lediglich einen Überblick über die
aktuelle Situation des Landes bie-
ten.“

D
ie von der madagassischen
Bevölkerung sehnlich erwar-
teten Präsidentschafts- und

Parlamentswahlen wurden im De-
zember 2013 endlich durchgeführt.
Dies war der Schlusspunkt einer
fünfjährigen Übergangsregierung,
die aus dem Militärputsch 2009
hervorgegangen ist. Während die-
ser Zeit sah sich das madagassi-
sche Volk mit sehr schwierigen
Lebensumständen konfrontiert.
Seit Jänner 2014 hat Madagaskar
einen neuen, demokratisch gewähl-
ten Staatspräsidenten, Hery Rajao-
narimampianina. Er wird das Land
als erster Präsident der 4. Republik
für die nächsten fünf Jahre regie-
ren.

Dennoch ist Madagaskar weit von
einer Überwindung der Krise ent-
fernt und die neue Regierung hat
große Schwierigkeiten die Situation
wieder ins Lot zu bringen. Wie viele
andere Organisationen stellen wir
von FIEFA/MIR-MAD [der mada-
gassische Zweig des Versöhnungs-
bundes] aufgrund von Meldungen
aus unseren auf der ganzen Insel
verstreuten lokalen Komitees fest,
dass die generelle Lage des Lan-
des alarmierend bleibt. Die Bevöl-
kerung sah in den Wahlen die Mög-
lichkeit für eine Überwindung der
Krise. Diese haben Madagaskar
jedoch lediglich geholfen, zu einer
rechtsstaatlichen Ordnung und in
die Legalität zurückzukehren und
erneut von der internationalen Ge-
meinschaft anerkannt zu werden.
Die Menschen hofften wirklich auf

radikale und schnelle Verände-
rungen der Situation, denn sie
haben während der Krise zu sehr
gelitten. Es stimmt, dass man ein
Land nicht von einem Tag auf den
anderen verändern kann. Trotzdem
wünschte sich die breite Öffentlich-
keit, dass der Staat sozialen Aspek-
ten Priorität einräumen würde,
indem er ihren Alltag in verschiede-
nen Bereichen – Gesundheit, Bil-
dung, Arbeit, Abwasserreinigung,
etc. – verbessert. Unglücklicher-
weise fällt die aktuelle Bilanz
schlecht aus: Viele Madagass
_innen leben unter der Armutsgren-
ze.

Einerseits kann gesagt werden,
dass die Bevölkerung gegenüber
dem politischen Leben des Landes
weiterhin eine eher desinteressierte
Haltung einnimmt. Jede und jeder
versucht, so gut es geht zu überle-
ben. Die Anzahl der Bettler_innen
und Obdachlosen nimmt überall be-
trächtlich zu. Und auch die Arbeits-
losenrate ist gestiegen, da der
Arbeitsmarkt am Abstürzen ist. Die
Menschen, vor allem im Buschland,
haben keinen Zugang zu Infrastruk-
tureinrichtungen (Krankenhäuser,
Schulen, etc.). Die Unsicherheit
nimmt sowohl in der Stadt als auch
auf dem Land zu. Darüber hinaus
gibt es diverse illegale Geschäfte
aller Art (u.a. mit Rosenholz, Ze-
bus, Edelsteinen). All das zeigt,
dass die natürlichen Ressourcen
des Landes schlecht verwaltet wer-
den und keinen Schutz erfahren.
Dies wird von Schwarzhändler
_innen und Bandit_innen ausge-
nutzt, um alles zu plündern.

Andererseits steht die Regierung
mehreren potentiellen Konflikther-
den, die hier und dort auftauchen,
gegenüber. Streiks und diverse
Forderungen (z.B. von gewerk-
schaftlichen und studentischen

Bewegungen) lösen einander ab.
Die Politiker_innen haben Schwie-
rigkeiten im Einklang zu handeln.
Es herrscht Anspannung, auch
wenn das nicht für alle sichtbar ist.
Die meisten denken nur an ihren
persönlichen Gewinn und verges-
sen das übergeordnete Interesse
des Staates. Dies gipfelt in allge-
genwärtiger Korruption im gesam-
ten Verwaltungssystem, welche die
Atmosphäre des ganzen Landes
vergiftet.

Angesichts dieser Situation bleibt
die Organisation FIEFA/MIR-MAD,
die diese traurige Lage bedauert,
nicht untätig, sondern setzt ihren
Kampf gegen die Gewalt und für
die Förderung des Friedens durch
ihre Aktivitäten fort. Sie hält ihre
wichtigste Mission, die Menschen
in der Kultur der Gewaltfreiheit in
diversen Programmen auszubilden,
aufrecht. Derzeit ist man in Mada-
gaskar noch weit von einer wirksa-
men Versöhnung auf nationaler
Ebene entfernt. Mehrere Etappen
sind auf diesem Weg noch notwen-
dig (die Wahrheit sagen, lieben,
Gerechtigkeit schaffen und dann
vergeben). FIEFA zögert nicht, Hilfe
anzubieten und einen Beitrag zu
diesem Prozess zu leisten, wenn
darum gebeten wird. Die ge-
samte madagassische Bevölke-
rung wünscht sich eine bessere
Zukunft für ihr Land. Es braucht viel
Willenskraft, Aufrichtigkeit und Zeit,
damit Madagaskar wieder Wohl-
stand finden kann. Wünschen wir
uns, dass dieser Frühling bald
anbricht! 

(Mehr über die neuesten Entwick-
lungen im Infokasten rechts!)

Luciani Jos’Oint lebt in Antanana-
rivo und engagiert sich bei FIEFA/
MIR-MAD.(Aus dem Französischen
übersetzt von Angelika Schoder)
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I
m Juni 2014 war Candice Ca-
margo, Koordinatorin von FOR
Peace Presence in Kolumbien,

zu Besuch in Österreich. Im nach-
folgenden Interview berichtet sie
über den Zusammenhang zwi-
schen dem exzessiven Abbau von
Rohstoffen und Menschenrechts-
verletzungen in Kolumbien. Im
Rahmen unseres gemeinsamen
Begleitprojektes unterstützen wir
seit einiger Zeit Gemeinden, die
durch industrielle Großprojekte
immer wieder vertrieben werden. 

Wie ist die Situation der Frie-
densgemeinde San José de
Apartadó im Moment?

Am 10. Dezember 2013, dem Inter-
nationalen Tag der Menschenrech-
te, entschuldigte sich Präsident
Santos als höchster Repräsentant
des Staates bei der Friedensge-
meinde und erkannte die Beteili-
gung des Staates an dem Massa-
ker von 2005 an. Er widerrief die
falschen Anschuldigungen gegen
die Gemeinde bezüglich angeb-
licher Verbindungen zur Guerilla.
Das war höchst erfreulich, weil die
Regierung damit einen Teil der
Anordnungen des Verfassungsge-
richtshofes erfüllte. Aber es gibt
noch jede Menge Aufgaben, die die
Regierung umsetzen muss, es
müsste sich noch einiges tun um
sicherzustellen, dass jene, die am
Massaker direkt beteiligt waren, vor
Gericht gebracht werden, und um
den neutralen Status der Gemein-
de - ohne Einmischung bewaffneter
Akteur_innen - zu garantieren. Es
hat die Friedensgemeinde verär-
gert, dass der Präsident die Erklä-
rung abgegeben hat, ohne dass
Vertreter _innen der Gemeinde
anwesend waren. Ursprünglich hat-
te der Präsident die Entschuldi-
gung für März 2013 angekündigt
und 30 Gemeindemitglieder waren
nach Bogotá gereist. Aber der Prä-
sident tauchte nicht auf und die
Entschuldigung wurde nur vom
Verteidigungsminister ausgespro-
chen. Die Friedensgemeinde hatte
sie mit gemischten Gefühlen
akzeptiert.

Die Friedensgemeinde müht sich
tagtäglich als kleinbäuerliche Ge-
meinschaft in einem weiterhin sehr
gewalttätigen Umfeld ab. Mächtige
Kolumbianer_innen, verschiedene
Instanzen und nationale sowie
internationale Unternehmen haben

Interesse an ihrem Land. Die Ge-
meinde ist täglich mit Gewalt kon-
frontiert, sie kämpft, um auf ihrem
Land bleiben zu können und sie
bemüht sich um Ernährungssicher-
heit. Und sie kämpft immer noch
gegen die Straflosigkeit für all die
an ihren Mitgliedern verübten
Menschenrechtsverletzungen. Als
wären diese immensen Herausfor-
derungen nicht genug, kommen
nun auch Unternehmen hinzu, die
an dem Land der Gemeinde inter-
essiert sind, weil es so fruchtbar ist
und voller Bodenschätze wie Öl,
Kohle oder Quarzsand. Unterneh-
men versuchen, Bergbaukonzes-
sionen in der Umgebung der Ge-
meinde zu erhalten. Die Unterneh-
men kommen und gießen Öl ins
Feuer, und wir beginnen, das
Feuer zu sehen – die Paramilitärs
haben ihre Präsenz erhöht und die
Menschen fühlen sich bedrängt, ihr
Land verkaufen zu müssen. Das ist
sowohl eine neue und große Her-
ausforderung als auch eine Behin-
derung für die Gemeinde. Die Frie-
densgemeinde muss auf ihrem
Land bleiben, um auch andere
Kleinbauern und -bäuerinnen zu
unterstützen, damit diese nicht
abwandern müssen oder plötzlich
von Bergbauminen umgeben sind.
Der Bergbau und Ölbohrungen
würden die Gemeinde in ihrer Be-
wegungsfreiheit beeinträchtigen,
denn beide bedeuten eine immen-
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Über die Zerstörung kleinbäuerlichen Lebens durch den Bergbau

Interview mit Candice Camargo

neueste Entwicklungen in
madagaskar

Seit dem 13. Oktober 2014 hat
sich die Situation in Madagaskar
sehr verändert. Der frühere Prä-
sident Marc Ravalomanana
kehrte nach fünfjährigem Exil
aus Südafrika zurück und wurde
noch am selben Tag von der
Armee verhaftet (offiziell: in
Schutzgewahrsam genommen).
Er steht jetzt unter bewachtem
Hausarest auf einer Marinebasis
im Norden des Landes. Seine
Anhänger_innen fechten diese
Entscheidung an und fordern
seine sofortige Freilassung. Am
18. Oktober kam es zu Kämpfen
im Stadtzentrum von Antanana-
rivo. Die Bevölkerung befürchtet
eine Eskalation der Gewalt,
wenn die derzeitige Regierung
nicht schnell richtige Entschei-
dungen trifft um die Leute zu
beruhigen. Die Verwirklichung
echter Versöhnung scheint sehr
weit entfernt. FIEFA/MIR-MAD
plant möglichst bald ein Treffen
um zu diskutieren, was sein
gewaltfreier Beitrag in diesem
derzeitigen Prozess sein kann.

(Stand 23.10.2014)

koluMBien
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se Verschmutzung von Luft, Boden
und Wasser. Die Gemeinde ver-
sucht herauszufinden was sie tun
kann, um eine solche Situation zu
vermeiden. Wir bemühen uns, sie
dabei zu unterstützen und ihr
weiterhin den politischen und phy-
sischen Raum zur Verfügung zu
stellen, damit sie auf ihrem Land
bleiben kann.

Wie kommt es, dass Bergbau-
unternehmen Ressourcen in
einem Gebiet, das der Friedens-
gemeinde gehört, abbauen kön-
nen?

Ein Landtitel bedeutet in Kolumbien
nur den Besitz des Oberbodens,
alle darunterliegenden sowie da-
rüberliegenden Ressourcen gehö-
ren der Regierung. Die Regierung
kann jedem/jeder Landbesitzer_in
sagen, dass der Ressourcenabbau
im nationalen Interesse liege und
sein/ihr Land enteignen. Das pas-
siert bereits in anderen Gemein-
den. Die Friedensgemeinde hat
einen hohen Bekanntheitsgrad, sie
hat mutig und unermüdlich dafür
gearbeitet, dass sie auf ihrem Land
bleiben kann. Daher wären die poli-
tischen Kosten im Falle einer Land-
enteignung für die Regierung wirk-
lich sehr hoch. Aber das Land der
Friedensgemeinde ist so groß,
dass es weniger Wind aufwirbeln
würde, wenn die Regierung einfach
anfinge, Ressourcen abzubauen.
So könnten Bedingungen geschaf-
fen werden, in denen die Friedens-
gemeinde nicht überleben kann.
Ich kann nicht sagen, ob das eine
Strategie der Regierung ist oder
nicht, jedenfalls haben wir eine der-
artige Vorgangsweise andernorts
beobachtet. Des Weiteren haben
wir eine Ausweitung der Kokafelder
im Gebiet, das die Friedensge-
meinde umgibt, beobachtet. Das
bedeutet eine Zunahme bewaffne-
ter Akteur_innen mit unterschied-
lichen Interessen den Kokaanbau
betreffend und die Kontrolle über
die Schmuggelwege, die allzu nahe
an der Friedensgemeinde vorbei-

führen. Die Friedensgemeinde ist
natürlich in keiner Weise in den
Drogenanbau, die Drogenverarbei-
tung oder den Schmuggel invol-
viert, aber Koka ist wie Unkraut –
es wächst und breitet sich sehr
schnell aus. Wenn nun die Regie-
rung auf irgendeinem anderen Feld
Kokapflanzen entdeckt, wird der/
die Besitzer_in beschuldigt, das
Land für illegale Zwecke zu nutzen.
Die Regierung nutzt diese legale
Gelegenheit um Land zu enteig-
nen. Wiederum kann ich nicht
sagen, ob es eine bewusste Strate-
gie ist Kokafelder so nahe an die
Gemeinde herankommen zu las-
sen, aber wir sind besorgt: Wird
das der Regierung eine zusätzliche
Rechtfertigung liefern, um Land
rund um die Friedensgemeinde zu
enteignen und zu verkaufen?

Warum kaufen Paramilitärs das
Land rund um die Friedensge-
meinde auf?

Ich denke, dass es eine Strategie
zur Kontrolle des Gebietes ist: Ent-
weder sind die Paramilitärs in den
Drogenhandel involviert und wol-
len zur besseren Kontrolle der
Schmuggelrouten weniger zivile
Präsenz in dem Gebiet, oder sie
möchten Landtitel an Bergbau-
unternehmen verkaufen. Wir hören
viel über zwei Unternehmen, ein
australisches und ein kolumbiani-
sches, das Zement produziert und
dessen größter Aktionär der ehe-
malige Präsident von Kolumbien,
Álvaro Uribe Vélez ist, der histori-
sche Verbindungen zur Region und
zu paramilitärischen Gruppen hat.
Wir können nichts mit Sicherheit
sagen, aber die Anwesenheit die-
ser Akteur_innen könnte einer der
Gründe dafür sein, dass Paramili-
tärs oder Leute, die Verbindungen
zu ihnen haben, Land aufkaufen.
Die Kleinbauern und –bäuerinnen
fühlen sich in ihrem Lebensraum
nicht mehr sicher, sie siedeln um
und verkaufen ihr Land zu sehr
günstigen Preisen, da sie keine
andere Wahl haben.   

FOR Peace Presence engagiert
sich in einem Ort namens Tama-
rindo. Warum gerade dort?

Tamarindo ist eine Gemeinschaft
von Vertriebenen aus verschiede-
nen Regionen Kolumbiens, da gibt
es Leute aus dem Chocó, Cesar,
Magdalena etc. Manche von ihnen
wurden bereits drei- oder viermal
vertrieben. Vor 15 Jahren besetz-
ten die Vertriebenen ein Territo-
rium in der Gemeinde Galapa, in
der Nähe der größten Küstenstadt
Kolumbiens, Barranquilla. Diese
Kleinbauern und -bäuerinnen konn-
ten nirgendwo anders hin und sie
wollten auch weiterhin als Klein-
bauern leben. Sie bauten ein sozia-
les Gefüge, ja eine Gemeinschaft
auf, sie bestellten das Land und
viele konnten Ernährungssicherheit
erreichen. Die Menschen leisteten
sich gegenseitig Hilfe. Aber später
wurde das Gebiet, das die Vertrie-
benen besetzt hatten, der Auswei-
tung einer Freihandelszone gewid-
met. Nach Abschluss der Freihan-
delsabkommen mit den USA und
der EU gab es eine Initiative, Küs-
tenbereiche als Lagerdepots für
Güter, die importiert bzw. exportiert
werden, einzurichten. Dem Gebiet
von Tamarindo wurde für die näch-
sten 20 Jahre Steuererleichterung
zugesprochen, um die Ein- und
Ausfuhr von Produkten zu unter-
stützen. Sobald das bekannt wur-
de, schoss der Hektar-Grund-
stückspreis des Landes, auf dem
die Gemeinschaft gelebt hat, in die
Höhe. Die Gemeinschaft hatte ge-
glaubt, dass es keine Landtitel für
dieses Gebiet gibt, dass es dem
Staat gehöre und sie das Land da-
her besetzen und bebauen kann.
Doch es gibt mächtige Familien in
Barranquilla, die Anspruch auf das
Land geltend machten und mit der
Vertreibung der Gemeinschaft be-
gannen. Diese Vertreibungen liefen
extrem gewalttätig ab, private
Sicherheitsfirmen kamen gemein-
sam mit der Bereitschaftspolizei

Spinnrad 3 / 201412

koluMBien

5321_14_Spinnrad3_14_Kern_wd_Spinnrad4_05.qxd  29.10.14  18:52  Seite 12



13   Spinnrad 3 / 2014

und planierten die Häuser der
Familien mitsamt dem Mobiliar und
ihrer gesamten Habe. Ebenso wur-
den ihre Felder planiert und ange-
zündet. Und diese Familien können
nirgendwo anders hin. Die Gemein-
schaft besteht seit mindestens 12
Jahren, sie möchte als Gemein-
schaft von Kleinbauern und -bäue-
rinnen weiterbestehen und sucht
verzweifelt nach Wegen, das zu
verwirklichen. Sie ersucht die Re-
gierung, auf ein anderes Stück
Land umgesiedelt zu werden, wo
sie sich sicherer fühlen kann. Die
Gemeinde bemüht sich darum
einen Präzedenzfall zu schaffen,
damit andere Gemeinden, anstatt
vertrieben zu werden, von der
Regierung umgesiedelt werden.

Das Schicksal der Gemeinde ist
emblematisch geworden und viele
Organisationen wie die Bewegung
für die Opfer von Staatsverbrechen
oder die interkirchliche Kommission
für Gerechtigkeit und Frieden un-
terstützen die Gemeinde. Wir von

FOR Peace Presence bemühen
uns, die Gemeinde einmal im
Monat zu begleiten und mit den
Menschen Zeit zu verbringen.
Gemeindemitglieder haben viele
Todesdrohungen erhalten, zwei
Menschen sind sogar gestorben:
der Sohn eines Gemeindeführers
wurde von Paramilitärs erschos-
sen, eine Frau verstarb an einer
Asthmaattacke, als ihr Haus von
einem Bulldozer zerstört wurde.
Wir bemühen uns darum, die Sicht-
barkeit der Gemeinde zu erhöhen
und unterstützen sie, indem wir ihr
den physischen und politischen
Raum, den sie für ihren gewalt-
freien Kampf braucht, zur Verfü-
gung stellen. Eine ihrer interessan-
ten Strategien ist, dass sie sich zur
„Friedens- und Hoffnungs-Flucht-
burg“ erklärt hat. Sie versucht nicht,
eine humanitäre Zone oder eine
Friedensgemeinde zu sein, da sie
ja fast wie Flüchtlinge auf diesem
Teil des Landes leben und auf ihre
Umsiedlung warten. Zwischenzeit-
lich möchte die Gemeinde so

sicher wie möglich leben und durch
produktive Projekte überleben. Die
Strategie beinhaltet auch die Ein-
beziehung der Interamerikanischen
Menschenrechtskommission, die
Schutz- und Sicherheitsmaßnah-
men bereitstellen soll. So hofft die
Gemeinde die politischen Kosten
zu erhöhen im Falle, dass ihr etwas
zustößt.

Der Bergbau ist eines der größ-
ten Probleme für die Kleinbau-
ern. Warum ist das so?

Der Bergbau ist nichts Neues, aber
es stellt sich mehr und mehr her-
aus, dass die rohstofffördernde
Industrie, der Bergbau und die
industrielle Landwirtschaft die
Umwelt und Gemeinden, speziell
die Gemeinden von Kleinbauern
und -bäuerinnen, Afro-Kolumbianer
_innen und Indigenen, bedrohen.
In letzter Zeit strömen ausländi-
sche Investitionen und Unterneh-
men ins Land. Für 40 bis 60 Pro-
zent des kolumbianischen Territori-
ums gibt es entweder bereits Berg-

Häuser in der Gemeinde La Union - Friedensgemeinde San José de Apartadó
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baulizenzen oder es gibt Anträge
dafür. Also stehen wir vor einer
Situation, in der der größere Teil
des kolumbianischen Territoriums
für den Bergbau bestimmt ist.
Jüngste Dokumentationen zeigen
auf, dass mehr als 80 Prozent der
Menschenrechtsverletzungen in
Bergbauregionen passieren. Dar-
aus lässt sich der Zusammenhang
zwischen Menschenrechtsverlet-
zungen und der Bergbauindustrie
erkennen. Diese Gemeinden brau-
chen fruchtbares Land und Wasser,
die Menschen müssen Anbau be-
treiben und jagen können. Sie
brauchen große, saubere Felder,
um sich ernähren zu können. Diese
Gemeinden leben mit der Natur in
Harmonie. Es gibt 5,5 Mio. intern
Vertriebene, im Augenblick ist das
die zweitgrößte Anzahl weltweit.
Kleinbauern und -bäuerinnen ha-
ben spezialisierte Fertigkeiten und
daher keine anderen Optionen.
Wenn sie in eine Stadt vertrieben
werden, bedeutet das in vielerlei
Hinsicht ein symbolisches und
sogar tatsächliches Sterben. Diese
Menschen haben Träume als Indi-
viduen, aber sie haben auch ge-
meinschaftliche Träume, Hoffnun-
gen und Sehnsüchte. Wenn sie
vertrieben werden und ihre Wege
sich trennen, sind ihre Gemein-
schaftsprojekte ausgelöscht. So
wird auch ihre Lebensweise fast
unwiderruflich ausgelöscht.

Auch Tierra Digna ist eine Orga-
nisation, die seit einiger Zeit
begleitet wird. Was sind die
Schwerpunkte dieser Organisa-
tion?

Tierra Digna ist eine Gruppe von
Rechtsanwältinnen und einer Öko-
nomin, die sehr engagiert mit
Gemeinden zusammenarbeitet, de-
ren Bereiche von wirtschaftlichen
Großprojekten bedroht werden.

Und ich meine „Bereich“ im weite-
ren Sinn: ihr Land, ihre Gemein-
schaftsprojekte und ihre mit dem
Land verbundene Identität. Wäh-
rend der letzten Jahre haben wir
Tierra Digna besser kennengelernt
und im August 2013 formalisierten
wir unsere Beziehung durch eine
Begleit-Vereinbarung. Wir haben
uns verpflichtet mit Tierra Digna
Seite an Seite zu arbeiten, um
ihren physischen und politischen
Raum zu erweitern. Tierra Digna
bietet Gemeinden fachliche Unter-
stützung und Begleitung: Gemein-
sam mit den Gemeinden unter-

sucht Tierra Digna, woher Bedro-
hungen kommen, welche Unter-
nehmen im betreffenden Gebiet
tätig sind und welche Rechte ver-
letzt wurden. Außerdem bietet Tier-
ra Digna den Gemeinden Men-
schenrechtsbildung. Durch diese
Unterstützung sollen die Gemein-
den zum Reagieren und zum Ver-
handeln auf gleicher Ebene er-
mächtigt werden. So erhalten die
Gemeinden die nötigen Fertigkei-
ten, falls sie in Verhandlungen ein-
treten müssen. Das ist eine unge-
heuer riskante und komplizierte
Arbeit – es werden Entitäten kon-
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Für Bergbauprojekte werden Gemeinden vertrieben und katastrophale
Umweltschäden verursacht
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frontiert, die sehr viel Geld und
Macht haben, und das ist für die
Gemeinden und sogar für Tierra
Digna selbst äußerst angsteinflö-
ßend. Tierra Digna hat viele Dro-
hungen erhalten. Unsere Präsenz
verbessert die Sicherheit, damit
Tierra Digna die Arbeit weiterführen
kann. Wir haben gemerkt, dass
Tierra Digna in viele Orte ohne
unsere Begleitung nicht einmal rei-
sen würde.

In welchen Gebieten arbeitet
Tierra Digna hauptsächlich?

Wir haben Tierra Digna hauptsäch-
lich in die Gemeinden Boqueron in
Cesar und Don Jaca in Magdalena
begleitet. Diese Gemeinden sind
vor allem von der Kohleindustrie
betroffen. Diese Gebiete erlebten
für lange Zeit einen intensiven Koh-
leabbau. Die Gemeinde Boqueron
ist so verschmutzt, dass die Regie-
rung verlautbart hat, dass Men-
schen dort nicht mehr länger leben
können. Das Wasser ist nicht sau-
ber und manchmal haben die
Menschen nicht einmal Zugang zu
Wasser. Die Luft ist so ver-
schmutzt, dass viele Menschen
Atembeschwerden oder Hautinfek-
tionen haben. Es gibt kaum Arbeits-
möglichkeiten: Die Menschen der
Gemeinde sind Kleinbauern und
–bäuerinnen, aber die Unterneh-
men besitzen all das Land, das die
Gemeinde umgibt und die Men-
schen haben keine Felder, die sie
bebauen könnten. Sie können nicht
mehr jagen oder fischen gehen, da
die Unternehmen das Land besit-
zen und das Wasser der Flüsse
entweder verschmutzt oder abge-
leitet haben. Die Gemeinde hat
wirklich keine Alternative als die
Umsiedlung. Aber eine Umsiedlung
kommt einer Vertreibung gleich.
Tierra Digna ist besorgt, dass die
Umsiedlung zur üblichen Praxis
wird. Daher dokumentiert Tierra
Digna diesen Fall genau, um die
Gemeinde zu befähigen, mit den
Unternehmen in angemessener
Weise zu verhandeln. Anhand die-

ses Beispiels macht Tierra Digna
auch deutlich, was passiert, wenn
sich Unternehmen in Gemeinden
niederlassen und mit dem Abbau
von Rohstoffen beginnen. So
möchte Tierra Digna vermeiden,
dass anderen Gemeinden dassel-
be passiert. Ich glaube, das ist eine
komplizierte, aber interessante und
spannende Strategie. Und es ist
eine Möglichkeit zu dokumentie-
ren, was Vertreibung bedeutet –
Vertreibung ist ein unglaublich
chaotischer, gewalttätiger und un-
menschlicher Prozess. 

Die Gemeinde Don Jaca ist eine
traditionelle Fischergemeinde. Die
Kohle, die im Departement Cesar
abgebaut wird, wird über einen
Schienenstrang durch Cesar und
Magdalena transportiert und endet
bei einem Hafen in der Nähe von
Don Jaca. Die Kohle wird also auf
Waggons verladen, die nicht abge-
deckt sind. So kontaminiert die
Kohle das gesamte Gebiet auf
ihrem Weg zum Hafen. Wenn sie
dort ankommt, wird sie auf ein För-
derband verladen und von dort auf
kleine Boote, die sie zu den großen
Frachtschiffen bringen. Bei diesem
Prozess fällt jede Menge Kohle zu
Boden, verschmutzt die Erde und
die Luft und verursacht jede Menge
Lärm. Auch ins Meer gelangt viel
Kohle und verursacht Verschmut-
zung. Es gibt dokumentierte Fälle,
wo Schiffe Feuer gefangen haben
oder gesunken sind und die ge-
samte Kohle im Meer endete. Das
sind keine Einzelfälle, es passiert
laufend. Das Wasser ist so ver-
schmutzt worden, dass alles Leben
stirbt, auch die Fische. Selbst wenn
einmal ein Fisch gefangen wird –
beim Öffnen findet man Kohle.
Daher kann die Gemeinde Don
Jaca nicht länger fischen. Die loka-
le Wirtschaft ist durch die Anwe-
senheit der Kohleunternehmen
zum Erliegen gekommen. Die
Gemeinde versucht herauszufin-
den, auf welche Weise sie entschä-
digt werden könnte (z.B. durch grö-
ßere Fischerboote, mit denen man

weiter auf See hinausfahren könn-
te). Tierra Digna arbeitet mit der
Ge-meinde, damit sie auf Augenhö-
he mit den Unternehmen verhan-
deln und den lokalen Markt revitali-
sieren kann. Das ist sehr gefähr-
lich, die Gemeinde hat viele gewalt-
tätige Drohungen erhalten. Auf
einen der Gemeindeführer wurde
letztes Jahr mehrmals geschossen.
Allein die Tatsache, dass die
Gemeinde versucht zu überleben
und herauszufinden, wie sie sich
organisieren kann um ihre Würde
zu verteidigen und ihre Rechte ein-
zufordern, ist ein überaus politi-
scher Akt. Daher begleiten wir Tier-
ra Digna, damit die Organisation in
diesen extrem gewalttätigen Gebie-
ten ihre Unterstützungsarbeit für
die Gemeinden leisten kann. 

Interview und Übersetzung: 
Irmgard Ehrenberger

der 2. teil des Interviews folgt im
nächsten spinnrad 
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Candice Camargo ist seit 2013
Koordinatorin von FOR Peace
Presence in Kolumbien. Zuvor

arbeitete sie mit Witness for Pea-
ce und Codepink.
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Die Vorbereitung

E
lf Personen trafen sich am
23. Juli 2012 in Konstanz
zum 1. Vorbereitungstreffen

für das 100-jährige Jubiläum des
Versöhnungsbunds, das vom 1. bis
3. August 2014 dort stattfinden soll-
te - zwei Jahre waren für die Vorar-
beiten vorgesehen. Sie waren Ver-
söhnungsbundmitglieder aus den
drei Anliegerländern des Boden-
sees, so war es gedacht, damit
Anreisekosten niedrig gehalten
werden konnten. Mitglieder des
österreichischen Zweiges waren in
drei der fünf Vorbereitungskomi-
tees federführend dabei: Finanzen
(Robert Reischer – als IFOR
Schatzmeister), Programm (Marion
Schreiber) und Geschichte von
IFOR (Herbert Peherstorfer), Logi-
stik und Kommunikation/Medien
stellten der deutsche und der
Schweizer Zweig. Dazu kamen
IFOR‘s internationaler Koordinator
und der Konstanzer Koordinator,
von der Stadt beauftragt das vier-
jährige Programm zu „600 Jahre
Konzil zu Konstanz (1414 bis
1418)” zu koordinieren. In der letz-
ten Sequenz wurden noch zwei
Personen angestellt, eine lokale
Kraft für die administrativen Aufga-
ben und eine für die Kommunika-
tion. Das, was ursprünglich als
Komitees gedacht war, blieb
schließlich bei Einzelpersonen, den
Komiteeleiter_innen, aber dennoch
wurde dann rechtzeitig alles fertig.

Das Fest

Grundgedanke des Programms
war, jeweils eine der drei Säulen
des Versöhnungsbunds in den
Mittelpunkt zu stellen: 

• Freitag, 1. August, die akti-
ve Gewaltfreiheit: Herausforderung
Gewaltfreiheit - Wir treffen uns, wo
alles anfing

• Samstag, 2. August, die
Internationalität: IFOR weltweit
aktiv

• Sonntag, 3. August, die
Spiritualität: Spiritualität als Dimen-
sion der Versöhnung

Der Freitag begann mit einer direk-
ten Aktion für eine atomwaffenfreie
Welt, die mit einem Flashmob vor
der Commerzbank in der Innen-
stadt abschloss, eine der Banken,
die mit Waffenhandel ihre ‚Bom-
bengeschäfte’ machen. Daneben
gab es Vorträge und Workshops,
einer davon war Herbert Peherstor-
fers „Erfolg und Misserfolg gewalt-
freier Aktionen – Was können wir
aus der Geschichte lernen“. Ge-
schichtliches wurde von ihm auch
mit Hilfe von 15 Roll-ups veran-
schaulicht, auf denen er in Text und
Bild IFOR’s Geschichte zusam-
mengetragen hatte. Diese Ausstel-
lung - Texte in Deutsch und Eng-
lisch - ging dann nach Oxford, wo
der englische Zweig heuer auch
sein 100-jähriges Jubiläum feiert. 

Am Abend fand der Festakt in der
Lutherkirche statt. Grußworte von
Hildegard Goss-Mayr, eine Festre-
de der englischen Aktivistin Diana
Francis und das Podiumsgespräch
zwischen den Generationen, mo-
deriert von Andreas Zumach, bei
dem die Nobelpreisträgerin Mai-
read Maguire aus Nordirland, Be-
ena Sebastian aus Indien, nomi-
niert für den Friedensnobelpreis,
Sulak Sivaraksa, alternativer Frie-
densnobelpreisträger aus Thailand,
Blas García aus Kolumbien, Ri-
chard Okwerar von der Peace and
Development Foundation Africa
(Uganda) und Marcelle Zoughbi
aus Palästina zu Wort kamen. Mu-
sikalisch war das Programm wun-
derbar umrahmt vom Ensemble
„Lebenslaute“. Den Abschluss bil-
dete das Auftreten der 14-köpfigen
Delegation aus Japan, die für die
Beibehaltung des Artikel 9 in ihrer
Verfassung Unterstützung suchte.1

Am Samstag stand dann die Inter-
nationalität im Mittelpunkt. 20
Workshops zeigten die Friedensak-
tivitäten der Zweige von Uruguay
bis Bangladesh, von Deutschland
bis zum Kongo. Der Künstler Jan
Piet van den Berg baute aus von
den Teilnehmer_innen mitgebrach-
ten Stoffstücken ein Zelt, eine
Behausung, einen Fluchtort. Der
Israeli Amos Gvirtz und der Palästi-
nenser Zoughbi Zoughbi hielten
gemeinsam einen Workshop zu
Möglichkeiten, die israelische Be-
satzung zu beenden. Unsere Ver-
treter_innen bei der UNO in New
York, Genf, Paris und Wien disku-
tierten die Lobbyarbeit für unsere
Anliegen des gewaltfreien Um-
gangs mit Konflikten. Ein Netzwerk
zur Abschaffung der Militärseelsor-
ge wurde gegründet und vieles
mehr.

Der Abend bot - wieder in der
Lutherkirche - das mitreißende
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Jubiläum: 100 Jahre Versöhnungsbund
von Marion Schreiber

Direkte gewaltfreie Aktion in der
Konstanzer Innenstadt 
Foto: Jérôme Peraya
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Konzert des irischen Sängers und
Liedermachers Luka Bloom. Seine
Lieder über Frieden, Liebe, Ver-
söhnung, seine authentische Art
zwischendurch zu erzählen, be-
rührten und begeisterten alle. Ein
wunderbares Abendprogramm!

Am Sonntag fanden wir uns als
Gäste des Oberbürgermeisters im
alten historischen Rathaus ein. Der
ehrwürdige Rahmen ließ uns die
Bedrängtheit im Raum vergessen
und wir hörten die bewegenden
Beiträge von Vertreter_innen der
Weltreligionen: ein Moslem und ein
Hindu aus Bangladesh, ein Jude
aus den USA, eine Christin aus
Japan, ein Buddhist aus Thailand.

Den Abschluss bildete ein Empfang
im Rathaushof bei Sonnenschein,
Getränken und Imbiss, wo wir Zeit
hatten Freund_innen und Bekannte
zu begrüßen, wo wir einander
umarmten, aufatmend beglück-
wünschten und uns freuten, dass
es gelungen war.

Zum Abschluss möchte ich noch
zwei Versöhnungsgeschichten mit
euch teilen, die ganz zentral in mei-
ner Erinnerung sind:

Am Samstag saßen wir nach dem
Konzert noch mit Luka Bloom bei-

sammen und er erzählte vom dies-
jährigen Besuch der Queen in
Nordirland, den er im Fernsehen
verfolgte: Sie stieg aus dem Flug-
zeug und ihre ersten Begrüßungs-
worte waren in Irisch. „Passt“,
dachte er, „und gut inszeniert.“
Später dann stand der Besuch des
memorial cemeteries, wo die
irischen Kämpfer begraben sind,
auf dem Programm. Und da stand
die Queen und verneigte sich. „She
bowed. She who is bowed to but
never bows to anyone: She bowed
- and that was the moment I broke
down.” Da brach er nieder. Auch
mir kommen die Tränen in die
Augen, selbst jetzt noch beim
Schreiben. Welche Geste der Ver-
söhnung für den Frieden in Nordir-
land!

Und eine zweite Geschichte, eben-
so bewegend: Eine langjährige
IFOR-Freundin, US-Amerikanerin
und von jüdischer Religionszuge-
hörigkeit, verlor ihre Vorfahren im
Holocaust. Sie hatte entschieden,
niemals nach Deutschland zu kom-
men, ihre Mutter hatte Panikreak-
tionen, wenn sie die deutsche
Sprache hörte. 2006 beim Council
in Tokio kam unser beider Ge-
spräch auf das Verzeihen, und es
war klar, dass sie den Deutschen

und Österreicher_innen nicht ver-
zeihen konnte. Nun war sie da und
ich fragte sie, wie ihr das möglich
wurde. „Ja“, sagte sie, durch den
freundschaftlichen Kontakt mit mir
und anderen hier war ihr das Ver-
zeihen nun möglich. Ich dankte ihr:
„This is the most precious gift you
could have given us.”

Marion Schreiber ist Vorstands-
mitglied im Versöhnungsbund und
war Programmkoordinatorin für die
IFOR 100-Jahr-Feier.

(1) Artikel 9 der japanischen
Verfassung: „In aufrichtigem Stre-
ben nach einem auf Gerechtigkeit
und Ordnung gegründeten interna-
tionalen Frieden verzichtet das
japanische Volk für alle Zeiten auf
den Krieg als ein souveränes Recht
der Nation und auf die Androhung
oder Ausübung von Gewalt als
Mittel zur Beilegung internationaler
Streitigkeiten. Um das Ziel des vor-
hergehenden Absatzes zu errei-
chen, werden keine Land-, See-
und Luftstreitkräfte oder sonstige
Kriegsmittel unterhalten. Ein Recht
des Staates zur Kriegsführung wird
nicht anerkannt.“
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Die Teilnehmer_innen des Podiumgesprächs am Freitag Abend (von links nach rechts): Marcelle Zoughbi (Palä-
stina), Beena Sebastian (Indien), Mairead Maguire (Nordirland), Sulak Sivaraksa (Thailand), Blas García (Kolum-

bien mit Übersetzer) und Richard Okwerar (Uganda) - Foto: Jérôme Peraya
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D
irekt im Anschluss an die
100-Jahr-Feier des Interna-
tionalen Versöhnungsbun-

des (International Fellowship of
Reconciliation – IFOR) trafen sich
rund 70 Teilnehmer_innen aus den
Mitgliedsorganisationen (Zweige,
Gruppen und angeschlossene Mit-
glieder) und aus den internationa-
len Strukturen zur alle vier Jahre
stattfindeneden Weltversammlung
(Council). Nach den inspirierenden
und ermutigenden Aktivitäten bei
der Jubiläumsfeier standen nun
fünf arbeitsintensive Tage für die
Delegierten am Programm. Der
österreichische Versöhnungsbund
war beim Council durch Marion
Schreiber und Pete Hämmerle ver-
treten, weiters nahmen noch
Robert Reischer (in seiner Funktion
als Kassier des IFOR) sowie Betti-
na Schieraus und Lucia Hämmerle
(als ehemalige Mitglieder der Ju-
gendarbeitsgruppe) einen halben
Tag lang am Council teil.

Die letzten (96 + 4) Jahre…

Schon aus dem Arbeitsbericht des
Internationalen Komitees (Vor-
stand) für die Jahre 2010 bis 2014
wurde deutlich, dass die letzten
vier Jahre für IFOR auf internatio-
naler Ebene keine einfachen gewe-
sen waren. Die institutionelle Tren-
nung vom Programm „Frauen als
Friedensstifterinnen“, die Anstel-
lung und spätere Entlassung des
internationalen Koordinators, der
Verkauf des Hauses in Alkmaar, in
dem das Internationale Büro seit
rund 20 Jahren untergebracht war,
und mehrere Todesfälle und Er-
krankungen von wichtigen Perso-
nen auf der internationalen Ebene
stellten IFOR insgesamt vor große
Herausforderungen und erforder-
ten eine Menge an Krisenmanage-
ment und Umgang mit Konflikten.

So konnte es nicht verwundern,
dass auch die Vorbereitung des
Treffens teilweise unter diesen
Umständen gelitten hatte, was von
den Anwesenden eine gewisse
Improvisationsgabe und eine flexi-
ble Herangehensweise erforderte.
Trotz der Schwierigkeiten konnte
die interimistische Präsidentin von
IFOR, Davorka Lovrekovic aus
Deutschland, aber auch von gelun-
genen Aktivitäten wie der zweimali-
gen Durchführung einer „Fellow-
ship School“ für junge Aktivist
_innen, der Wiederaufnahme bzw.
Vertiefung von Kontakten mit weni-
ger aktiven Mitgliedsorganisationen
und neuen Gruppen, der Intensivie-
rung der Kommunikation zwischen
den IFOR-Vetrtreter _innen bei den
Internationalen Organisationen
(UN in New York, Genf und Wien,
UNESCO in Paris), der Einstellung
von Lucas Johnson als neuem
Internationalen Koordinator und –
nicht zuletzt – der erfolgreichen
Planung und Durchführung der
Veranstaltungen in Konstanz be-
richten. Natürlich spielte auch wäh-

rend des Councils die Erinnerung
an die Gründung des Versöh-
nungsbundes durch den Hand-
schlag und das Versprechen blei-
bender Verbundenheit trotz des
Kriegsbeginns zwischen dem engli-
schen Quäker Henry Hodgkin und
dem deutschen Lutheraner Frie-
drich Siegmund-Schultze eine Rol-
le. Mitglieder dieser beiden Zweige
erneuerten symbolisch das gegen-
seitige Einvernehmen am 3. Au-
gust, dem Jahrestag der Verab-
schiedung in Köln. Ebenso unter-
zeichneten am 6. August, dem 74.
Jahrestag des Atombombenan-
griffs auf Hiroshima, die anwesen-
den Delegierten aus Japan und
den USA ein Peace Security Agree-
ment, in dem sie sich verpflichte-
ten, zu gegenseitigem Frieden und
Sicherheit für eine atomwaffenfreie
Welt beizutragen. 

Gegenwart und Zukunft 

Durch die Präsentationen der
gewaltfreien Arbeit  für Frieden,
Gerechtigkeit und Versöhnung in
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IFOR-Council in Konstanz, 3. – 8. August 2014
von Pete Hämmerle

Bettina Schieraus berichtet von der Arbeit der IFOR-Jugendarbeitsgruppe
am Dienstag Nachmittag

ifor
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den einzelnen Ländern wurde deut-
lich, wie vielfältig und mit verschie-
denen Prioritäten die gemeinsa-
men Ziele von IFOR durch die Mit-
gliedsorganisationen verfolgt wer-
den. Amos Gvirtz aus Israel und
Zoughbi Zoughbi aus Palästina
sprachen über ihre Einschätzung
des Nahostkonflikts und die aus
ihrer Sicht notwendigen Maßnah-
men und Beiträge für gewaltfreie
Lösungsansätze, die Vertreter
_innen aus Burundi, Uganda und
Kongo-Brazzaville berichteten von
ihrer Arbeit im Umgang mit Trau-
mata, mit Kindersoldat_innen und
ihre Ansätze für Versöhnung in
Gebieten, wo es jahrelange Kon-
flikte und Kriege gab. Der japani-
sche Versöhnungsbund hat seine
Kampagne zur Erhaltung des Arti-
kels 9 der Verfassung (Anti-Kriegs-
Artikel) vorgestellt, in deren Verlauf
u.a. das japanische Volk für den
Friedensnobelpreis vorgeschlagen
wird, und auf sehr kreative Weise
immer wieder um Unterstützung
dafür geworben. In Europa und
Nordamerika spielt in vielen Zwei-
gen des Versöhnungsbundes nach
wie vor die Arbeit gegen Krieg, Mili-
tarisierung und Rüstungsexporte
sowie die Schaffung friedlicher
Alternativen dazu eine Hauptrolle.
Jedenfalls wurde so deutlich, dass
sehr viel an nationaler und interna-
tionaler Arbeit in den einzelnen
Zweigen geschieht, auch wenn die-
se gleichzeitig überall auch mit
(finanziellen) Problemen zu käm-
pfen haben.

Ein besonderer Höhepunkt des
Councils war die Aufnahme von
SERPAJ America Latina (Dienst für
Frieden und Gerechtigkeit) als
regionales Mitglied des Internatio-
nalen Versöhnungsbundes. Servi-
cio Paz y Justicia ist in 13 Ländern
Lateinamerikas aktiv für Frieden
und Gewaltfreiheit als Lebensweg
und als Strategie des Kampfes für
Veränderung, und unterhält schon
seit seiner Gründung in den 70er
Jahren (unter starker Beteiligung

von Hildegard Goss-Mayr und Jean
Goss sowie Adolfo Pérez Esquivel)
enge Beziehungen mit IFOR. Es
war deshalb für alle Anwesenden
eine große Freude, dass SERPAJ
als Gesamtes endlich in den Kreis
der Vollmitglieder aufgenommen
werden konnte. Weiters erhielt
auch AKKAPKA CANV aus den
Philippinen den Status als Zweig.
Der neu gewählte Internationale
Vorstand besteht wiederum aus
Mitgliedern aus Europa (3), Afrika
(2), Asien und den USA (je 1),
Davorka Lovrekovic aus Deutsch-
land wurde zur Vorsitzenden ge-
wählt.

Trotz dieser positiven Erfahrungen
und Entwicklungen wurden beim
Council von den Delegierten vieler
Zweige auch die Probleme auf der
internationalen Ebene deutlich an-
gesprochen und in einem Antrag,
der neben sieben anderen Zweigen
auch vom österreichischen Versöh-
nungsbund eingebracht wurde,
eine tiefgehende strukturelle Analy-
se der internationalen Arbeit sowie
darauf aufbauende Empfehlungen
für eine grundlegende Erneuerung
von unten, von den Mitgliedsorga-
nisationen her, eingefordert. Der
Antrag wurde im Konsens ange-

nommen, und eine Arbeitsgruppe
wird nun in den nächsten Monaten
einen breiten Prozess der Befra-
gung und der Sammlung von Vor-
schlägen durchführen, an dessen
Ende hoffentlich ein weltweiter
„Fellowship“ stehen wird, der sei-
nen aus der 100-jährigen Ge-
schichte bewährten Grundüberzeu-
gungen der konsequenten aktiven
Gewaltfreiheit in einer neuen,
zukunftsweisenden Form für die
nächsten Jahre und Jahrzehnte
treu bleiben wird. Nichts ist gerade
in dieser Zeit neuerlicher Krisen
und Kriege notwendiger und wichti-
ger als die Arbeit von Menschen,
die bereit sind, auf der Basis der
Gewaltfreiheit und mit gewaltfreien
Methoden in den Konflikten der
Gegenwart einzugreifen und aufzu-
zeigen und vorzuleben, dass Frie-
den in Gerechtigkeit nur mit fried-
lichen Mitteln erreicht werden kann.

Pete Hämmerle ist Mitarbeiter
beim Int. Versöhnungsbund - öster-
reichischer Zweig und nahm
gemeinsam mit Marion Schreiber
für Österreich am IFOR Council
teil.

Die Delegierten zum IFOR Council 2014 - Vertreter_innen aus mehr als
30 Ländern
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I don’t need to be friends with everyone

But I’d like to live in peace with everyone

This rush to war is wrong

And so I sing this song

I am not at war with anyone

I am not at war with anyone

(Ich muss nicht befreundet sein - mit allen

Aber ich würde gerne in Frieden leben - mit allen

Dieses Drängen hin zum Krieg ist falsch

Also singe ich dieses Lied

Ich bin mit niemandem im Krieg,

Ich bin mit niemandem im Krieg)

I am not at War with Anyone
von Luka Bloom  

DVR 0583031 
Zulassungsnummer: 
GZ 02Z032555M

P.b.b.
Internationaler Versöhnungsbund
Lederergasse 23/Hof2/St.3/Tür 27
A-1080 Wien

5321_14_Spinnrad3_14_Umschlag_wd_Spinnrad4_05_Umschlag1.qxd  29.10.14  18:55  Seite 2




